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Nach der Wahl – vor der Wahl

In Europa ist Krieg, Hunderttausende sind auf 

beiden Seiten gefallen, die genauen Zahlen gel-

ten als Kriegsgeheimnis. Die Pandemie ist vo-

rüber, die Sommer werden immer heißer. Im Lich-

te dieser Entwicklungen erweisen sich unsere 

Kammerwahl und auch die nahende Landtagswahl 

in Hessen auf den ersten Blick eher als von margi-

naler Bedeutung.

Ambulante Versorgung wird  

von der Politik liegengelassen

Unsere Aufgabe an dieser Stelle ist, uns mit den 

Bedingungen der Patientenversorgung und unse-

rer Berufsausübung in Hessen und in Deutschland 

zu beschäftigen. Die Rahmen sind per Gesetz vor-

gegeben. Doch die Zeiten wandeln sich. Viele Ge-

setze werden neu geschrieben oder eben auch 

mal nicht. In Sachen GOÄ scheint die Zeit seit 30 Jahren still zu 

stehen, als ob die Bundesregierung sich weigern würde, ihrer 

Aufgabe und Verantwortung nachzukommen und per Rechtsver-

ordnung die GOÄ endlich zu aktualisieren. Sie tut es nicht. Dafür 

soll die ganze Krankenhauslandschaft zügig umgepflügt werden, 

bis zu einem Drittel der Krankenhäuser seien überflüssig, ohne-

hin schrieben sie ja schon rote Zahlen ...

Die ambulante Versorgung wird in den Plänen der Politik im gro-

ßen weiten Bogen liegengelassen.

Zwar lamentiert man permanent über Ärzte- und Fachkräfte-

mangel, man sinniert über Gesundheitskioske, versucht ärztliche 

Leistungen zu delegieren und zu virtualisieren. Von den aktuell 

421.300 berufstätigen Ärztinnen und Ärzten in Deutschland sind 

165.700 im ambulanten Bereich tätig, davon 55.600 (!) im Ange-

stelltenverhältnis. Im Jahr 2012 waren erst 20.900 in der Anstel-

lung, Tendenz nach wie vor stark ansteigend (BÄK-Ärztestatistik 

2022). Das bedeutet, dass unter den gegebenen Rahmenbedin-

gungen immer weniger junge Ärztinnen und Ärzte bereit sind, 

das Risiko der wirtschaftlichen Selbstständigkeit (unternehmeri-

sches Risiko) in eigener Praxis auf sich zu nehmen. 

Veraltete Gebührenordnungen, die die Realität 

nicht mehr abbilden, schwankende, nicht planbare 

Honorarumsätze, Regressdrohungen, wuchernde 

Bürokratie schrecken ab. 

Auch die Selbstausbeutung mit 60–65 Wochenar-

beitsstunden ist nicht mehr zeitgemäß, die Jugend 

orientiert sich an der 40-Stunden-Woche mit Ta-

rifvertrag. Die immer weniger werdenden Praxis-

inhaber müssen aber mit ihrem stagnierenden Ho-

norarumsatz die Tarifsteigerungen ihrer Ange-

stellten bedienen. Inflation und steigende Energie-

kosten kommen hinzu. Selbst Medizinische Ver-

sorgungszentren klagen über wirtschaftliche 

Schwierigkeiten und drohende Insolvenz. Die 

Stunde der Investoren scheint gekommen: Quer-

subvention via Kapitalmarkt oder Steuermittel, 

kleine Fische – große Fische ...

Gefahr für persönliche 

 Arzt-Patienten-Beziehung

Bei dieser Entwicklung sehe ich die Gefahr, dass die ambulante 

Versorgung in Großbetrieben unter und die persönliche Arzt-Pa-

tienten-Beziehung verloren geht. Ist das politisch gewollt?

Es geht um die Erhaltung einer feingliedrigen, wohnortnahen, in-

dividualisierten Krankenversorgung. Ausschließlich auf große 

Fallzahlen basierte Wirtschaftlichkeits- und Qualitätsüberlegun-

gen bilden den reellen Bedarf verzerrt ab. Aus der Perspektive ei-

ner Großmutter vom Dorf oder im Wohngebiet am Stadtrand ge-

staltet sich die Problemstellung der Gesundheitsreform über-

schaubar. Sie möchte Ärzte oder Ärztinnen in ihrer Nähe haben, 

die sie persönlich kennt und den sie aus eigener Kraft, am besten 

fußläufig, mit ÖPNV noch erreichen kann. Bekommt sie sie?

Michael Andor

Mitglied des Präsidiums der Landesärztekammer Hessen 
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„Es geht um die 

Erhaltung einer 

feingliedrigen, 

wohnortnahen, 

individualisier-

ten Kranken-

versorgung.“

Aus dem Präsidium

Podcast zur geplanten Cannabis-Legalisierung

Im FAZ-Podcast „Podcast für Deutschland“ 

wurde in der Folge vom 21. Juli 2023 das 

Thema Cannabis-Legalisierung diskutiert. 

Als Experte kam auch der stellv. Suchtbe-

auftragte der Landesärztekammer Hessen 

und Suchtmediziner, Dr. med. Mathias 

 Luderer (Foto), umfangreich zu Wort. Lu-

derer, Leiter des Bereichs Suchtmedizin am 

Universitätsklinikum Frankfurt am Main, 

nimmt eine kritische Haltung zur Legalisie-

rung ein. Weitere Gäste sind der Leiter des 

Frankfurter Drogenreferats, Dr. Artur 

Schroers, sowie Prof. Dr. med. Rainer Tho-

masius, Ärztlicher Leiter des Suchtbereichs 

an der Universität Hamburg- Eppendorf. 

Luderer ist ab Minute 10:10 

zu hören. Der QR-Code und 

Link führen zum Podcast auf 

der FAZ-Webseite.  
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